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Gemeinden wollen keine Planungsvorgaben für Betreuung von Kleinkindern





Landesregierung soll Finanzierungszusage des Bundes sicher stellen








Stuttgart. Gegen Überreglementierung und kostentreibende Rechtsansprüche bei der Betreuung der unter Dreijährigen soll sich Sozialminister Repnik beim Bund einsetzen. Das möchte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Dr. Christian O. Steger.





Der von der Bundesregierung gewünschte Ausbau der Tagesbetreuung für 20 Prozent der Kleinkinder unter 3 Jahren würde allein in Baden-Württemberg jährlich Betriebskosten von rund 500 Millionen Euro verursachen.





„Der Bedarf für eine Tagesbetreuung der unter Dreijährigen ist örtlich sehr unterschiedlich,“ berichtete Steger, der sich dabei auch auf Erfahrungen bei der Bedarfsplanung für Kindergärten stützt. „Verbindliche Vorgaben des Bundes lehnen wir strikt ab.“ Die Kommunen seien durchaus in der Lage, für ein bedarfsgerechtes Angebot zu sorgen. Allerdings sei die Zusage des Bundes, den Kommunen bundesweit 1,5 Milliarden dafür zukommen zu lassen, völlig unzureichend und nicht seriös abgesichert.





Die Finanzierungszusage gehe davon aus, dass die Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe (Hartz IV) zu einer Entlastung von 2,5 Milliarden Euro führe. Die Realisierung dieser Entlastung, so Steger, sei aber ungesichert; ebenso, dass die Mittel tatsächlich bei den Gemeinden ankommen. Eine verbindliche Zusage des Landes, Ersparnisse aus Hartz IV ungeschmälert an die Kommunen weiter zu geben, so Steger, sei unerlässlich.
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